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R EPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FOR JUSTIZ 

GZ. 17.103/6-18/84 

An das 

Präsidium des 

Nationalrates 

Parlament 

1010 W l e n 

Museumstraße 7 
A-1070 Wien 

Briefanschrift 

A·1016 Wien, Postfach 63 

Telefon 

02 22/9622-0· 

Fernschreiber 

13/1264 

Sachbearbeiter 
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\" 

Mit Beziehung auf die Entschließung des Nationalrates 

beehrt sich das Bundesministerium für .Justiz. j e 

25 Ausfertigungen des im Gegenstand genannten 

Gesetzesentwurfs und der Erläuterungen dazu mit dem 

Ersuchen um Kenntnisnahme zu übersenden. Die im Rahmen des 

Begutachtungsverfahrens befaßten Stellen werden um 

allfällige Stellungnahmen spätestens zum 27 . April 1984 

ersucht. 

7. März 1984 

Für den Bundesminister: 

L 0 e w e  

470C 
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ENTWURF 

Bundesgesetz vom . . . . . •  über die Errichtung des 

Bezirksgerichtes Donaustadt sowie die organisation der 

anderen Bezirksgerichte in Wien 

(Bezirksgerichts-organisationsgesetz für Wien) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. Abschnitt 

Errichtung des Bezirksgerichtes Donaustadt 

S 1. In Wien wird das "Bezirksgericht Donaustadt" er­

richtet. 

S 2. Der sprengel des Bezirksgerichtes Donaustadt um­

faBt den 11. und den XXII. Wiener Gemeindebezirk. 

S 3. (1) Das Bezirksgericht Donaustadt ist zur Aus­

übung der den Bezirksgerichten übertragenen Gerichtsbar­

keit in bürgerlichen Rechtssachen sowie zur Ausübung der 

den Bezirksgerichten nach S 17 EO übertragenen Gerichts­

barkeit zuständig. soweit hiezu nicht das Bezirksgericht 

für Handelssachen Wien. das Exekutionsgericht Wien. das 

Bezirksgericht Innere Stadt Wien oder der Jugendgerichts­

hof Wien berufen sind. 
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(2) Das Bezirksgericht Donaustadt ist auch zur Aus­

übung der den Bezirksgerichten übertragenen Gerichtsbar­

keit in Strafsachen (5 9 Abs. 1 StPO) zuständig. soweit 

hiezu nicht der Jugendgerichtshof Wien berufen ist. 

11. Abschnitt 

Sonstige organisation der Bezirksgerichte in Wien 

5 4. Ab dem Zeitpunkt ihrer Erlassung gilt die Ver­

ordnung der Bundesregierung und des Bundesministeriums für 

Justiz vom 28. Juli 1954. BGBl. Nr. 20 0 .  in der Fassung 

der BGBl. Nr. 7 7 /1956 und 7 8/1956. über die Bezirksge­

richte in der Stadt Wien und in einzelnen Gebieten des 

Bundeslandes Niederösterreich. als Bundesgesetz. und zwar 

1. der Abschnitt I, soweit er einem � n Wien gelegenen 

Bezirksgericht zugewiesene Gebiete oder Gebietsteile be­

trifft; 

2. der Abschnitt 11, unbeschadet der im 5 5 vorgese­

henen Änderungen. 

5 5. Der im 5 4 Z. 2 genannte Abschnitt 11 wird wie 

folgt gelndert: 

1. Die Z. 1 des 5 4 Abs. 1 hat zu lauten: 

"1. in allen Angelegenheiten des Exekutionsverfahrens 

und der Exekution zur Sicherstellung nach S 18 der Exe-
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kutionsordnung, ausgenommen die Exekution auf ein in einem 

öffentlichen Buch eingetragenes unbewegliches Gut durch 

zwangsweise Pfandrechtsbegründung und durch bücherliche 

Vormerkung des Pfandrechtes sowie die Exekution auf 

bücherlich eingetragene Rechte an einem solchen Gut, die 

Bezirke I und 111 bis IX; ". 

2. Der S 5 hat zu lauten: 

"S 5. Der Sprengel des Strafbezirksgerichtes Wien um­

faBt die Bezirke I und 111 bis XIX.". 

3. Der erste Halbsatz der Z. 1 des S 6 hat zu lauten: 

"1. des Bezirksgerichtes Innere Stadt wien die Bezirke 

I und 111 bis IX; ". 

4. Die Z. 7 des S 6 hat zu lauten: 

"7 . des Bezirksgerichtes Floridsdorf die Bezirke XX 

und XXI, außerdem in Rechtssachen nach dem Anerbengesetz, 

BGBl . Nr. 10 6/1958 in der jeweils geltenden Fassung, sowie 

in Land- und Fischereipachtsachen auch die Bezirke I bis 

XIX und XXII; ". 

S 6. Im Abs. 3 der Anlage zur Jurisdiktionsnorm vom 

1. August 1895, RGBl. Nr. 111, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. Nr. 135/1983, wird nach dem Wort 

"Floridsdorf, " das Wort "Donaustadt," eingefügt. 
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1 1 1. Abschnitt 

Ubergangs- und Schlußbestimmungen 

5 7 .  Die SS 1 bis 3. 5 und 6 treten mit dem 

1. Jänner 1986 in Kraft. 

5 8. (1) Auf Verfahren. die vor dem 1. Jänner 1986 

anhängig geworden sind. sind die 55 1 bis 3. 5 und 6 auch 

nach dem 31. Dezember 1985 nicht anzuwenden: dies gilt 

auch für Entscheidungen und Verfügungen. die nach der 

rechtskräftigen Beendigung dieser Verfahren - etwa auch 

infolge einer Nichtigkeits- oder Wiederaufnahmsklage - zu 

treffen sind. 

(2) Auf Exekutionsverfahren - einschließlich zwangs-

weiser Pfandrechtsbegründungen - sind jedoch die 5 1 bis 3 

Abs.l und 5 5 Z.1.3 und 4 auch dann anzuwenden. wenn diese 

Verfahren mit Ablauf des 31. Dezember 1985 bereits an­

hängig waren. 

(3) Die 55 1 bis 3 Abs. 1. 5 5 Z. 3 und 4 sowie 5 6 

gelten für Vormundschafts- und Pflegschaftsverfahren auch 

dann. wenn sie bereits vor dem 1. Jänner 1986 anhängig 

geworden sind. Das bisher zuständige Gericht bleibt jedoch 

so lange weiter zuständig. bis alle vor dem 1. Jänner 1986 

gestellten Anträge rechtSkräftig erledigt worden sind; 

danach sind diese Verfahren dem nach diesem Bundesgesetz 

zuständigen Gericht zu übertragen. 
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(4) Wird ein vom Strafbezirksgericht Wien oder vom 

Bezirksgericht Floridsdorf rechtskräftig beendetes Straf­

verfahren nach dem 1. Jänner 1986 erneuert (55 292. 359. 

47 7 Abs. 1 StPO) . so richtet sich die Zuständigkeit für 

dieses Verfahren nach den 5 5  1 bis 3 Abs. 2 und 5 5 Z. 2 

und 4. 

5 9. Bereits von dem der Kundmachung dieses Bundes­

gesetzes folgenden Tag an können organisatorische und 

personelle Maßnahmen im Zusammenhang mit den 5 5  1 bis 3. 5 

und 6 getroffen und Durchführungsverordnungen erlassen 

werden; sie dürfen aber erst mit dem im 5 7 genannten 

Zeitpunkt in Wirksamkeit gesetzt werden. 

5 10. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 

der Bundesminister für Justiz betraut. 
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VORBLATT 

1. Probleme und Ziele des Vorhabens 

Im Land Wien entspricht die derzeitige organisation 

der Bezirksgerichte nicht mehr den Anforderungen: 

Das Bezirksgericht Innere Stadt Wien ist infolge der 

erreichten Größe kaum mehr überschaubar und daher auch nur 

noch mit erheblichen SChwierigkeiten zu führen. 

Das Bezirksgericht Floridsdorf leidet unter erheb­

licher Raumnot. die selbst nach einem technisch be­

schränkten Zubau bei Aufrechterhaltung der heutigen ört­

lichen Zuständigkeiten nicht befriedigend behoben werden 

könnte. 

Schließlich bestehen im Hinblick auf das Erkenntnis 

des Verfassungsgerichtshofs vom 11. 3. 1983. BGB1. 

Nr. 339/1983. nicht zu übersehende verfassungsrechtliche 

Bedenken gegen die rechtlichen Grundlagen zumindest 

einiger Wiener Bezirksgerichte. 

2. Grundzüge der Problemlösung und Alternativen 

Es sollen deshalb zum einen ein Bezirksgericht Donau­

stadt errichtet und zum anderen - neben dem Exekutions­

gericht Wien und dem Strafbezirksgericht Wien - vor allem 

das Bezirksgericht Innere Stadt Wien und das Bezirks­

gericht Floridsdorf entlastet werden. 
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Unter einem sollen - dem oben zitierten Erkenntnis des 

verfassungsgerichtshofs Rechnung tragend - die rechtlichen 

Grundlagen der Wiener Bezirksgerichte auf eine verfas­

sungsrechtlich unbedenkliche Basis gestellt werden. 

Es bieten sich keine Alternativen an, die die gleichen 

Ergebnisse erreichten. 

3. Kosten 

Die anteiligen Baukosten für die Errichtung des 

bereits im Bau befindlichen Bezirksgerichtes Donaustadt 

würden den Bundeshaushalt mit etwa 150 Mill S belasten; 

die zusätzlichen Personalkosten beliefen sich ab 

1. Jänner 1986 auf etwa 8 Mill S jlhrlich; hiezu kämen 

freilich noch die üblichen Kosten des laufenden Amtsbe­

triebs und der Bauerhaltung. 
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ERLXUTERUNGEN 

Allgemeines 

I. Im Bundesland Wien wird die Bezirksqerichtsbarkeit 

derzeit auf Grund der Verordnung der Bundesregierung und 

des Bundesministeriums für Justiz vom 28.Juli 1954. BGBl. 

Nr. 200 idgF. über die Bezirksgerichte in der Stadt Wien 

und einzelnen Gebieten des Bundeslandes Niederösterreich 

für die links des Donaukanals befindlichen Gemeindebezirke 

- das sind die Gemeindebezirke 11 (Leopoldstadt) ,  XX 

(Brigittenau) . XXI (Floridsdorf) und XXII (Donaustadt) 

ausgeübt: 

a) in bezirksgerlchtlichen Zivilsachen (mit Ausnahme 

der Exekutions- und der Handelssachen) vom Bezirksgericht 

Innere Stadt Wien für die Bezirke 1 1  und XX und vom Be­

zirksgericht Floridsdorf für die Bezirke XXI und XXII; 

b) in bezirksgerichtlichen Exekutionssachen vom Exe­

kutionsgericht Wien für die Bezirke 11 und XX und vom Be­

zirksgericht Floridsdorf für die Bezirke XXI und XXII: 

c) in bezirksgerichtlichen Handelssachen vom Bezirks­

gericht für Handelssachen Wien für die Bezirke 11, XX, XXI 

und XXII: 

d) in bezirksgerichtlichen Strafsachen vom Straf­

bezirksgericht Wien für die Bezirke 11 und XX und vom Be­

zirksgericht Floridsdorf für die Bezirke XXI und XXII. 
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Diese qerichtsorqanisatorische Reqelunq träqt den 

heutiqen Geqebenheiten nicht mehr Rechnunq: 

Die Erqebnisse der letzten - im Jahre 1981 abqehal­

tenen _ VOlkszählunq haben erqeben, daß in den links vom 

Donaukanal befindlichen 4 Gemeindebezirken eine nicht un­

erhebliche Änderunq der Bevölkerunqszahl (und zwar der 

WOhnbevölkerunq> einqetreten ist, und zwar ist 

_ in den Gemeindebezirken 11 und XX die Bevölkerunqs­

zahl (und zwar um 6, 7 '  bzw. 9, 7 '> gesunken, hinqeqen 

_ in den Gemeindebezirken XXI und XXII (und zwar um 

10 ' bzw. 24, 4'> angestiegen; der Anstieq wird in den 

nächsten Jahren voraussichtlich noch weiter anhalten. 

Die Einzelheiten der Bevölkerunqsbewequnq zu den 

Stichtaqen der in den Jahren 197 1 und 19B 1 abqehaltenen 

Volkszählunqen lassen sich wie folqt zusammenfassen: 

197 1 

Gemeindebezirk 

11 XX XXI XXII 

10 2.7 3 0  81.647 105.510 80.200 

1981 95.892 7 3 .696 116.03 3  99.801 

Unter- - 6.83 8 - 7 .951 + 10 .523 + 19.601 

schied (- 6, 7 '> (- 9, 7 '> (+ 10%) (+ 24, 4'> 

Die Bevölkerunqsstruktur der links des Donaukanals 

qeleqenen Gemeindebezirke sowie die Raumnot bei den (im 

I. wiener Gemeindebezirk> in der Riemerqasse unterqe­

brachten (ordentlichen> Gerichten (es sind dies das Han­

delsqericht Wien. das Bezirksqericht Innere Stadt Wien und 
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das Exekutionsgericht Wien) und beim Bezirksgericht 

Floridsdorf (für das derzeit trotz eines modernen Zubaues 

ein Ausweichguartier angemietet werden mußte) lassen es 

dringend geboten erscheinen. die Bezirksgerichtsbarkeit 

für die links des Donaukanals liegenden Gemeindebezirke 

aus dem Zuständigkeitsbereich des Bezirksgerichtes Innere 

Stadt Wien und des Exekutionsgerichtes herauszulösen und 

sie gemeinsam mit der bisher vom Bezirksgericht Florids­

dorf besorgten Gerichtsbarkeit neu zu ordnen. Dies derge­

stalt. daß die Bezirksgerichtsbarkeit für die Gemeinde­

bezirke XX und XXI vom Bezirksgericht Floridsdorf und die 

Bezirksgerichtsbarkeit für die Gemeindebezirke 11 und XXII 

von dem - neu zu errichtenden - Bezirksgericht Donaustadt 

zu besorgen wäre. Die Zuständigkeit des Bezirksgerichtes 

für Handelssachen Wien sollte hingegen unberührt bleiben. 

Sowohl das Bezirksgericht Donaustadt als auch das Be­

zirksgericht Floridsdorf sollen als sogenannte Wiener 

Vollgerichte (vergleichbar etwa dem BG Liesing) organi­

siert werden. Das heißt. sie sollen 

- für (nicht auch die Handelssachen umfassenden) 

Zivilsachen (einschließlich der ab 1.Jänner 1986 in die 

Zuständigkeit der Bezirksgerichte mit mindestens einer 

familienrechtlichen Abteilung fallenden streitigen Schei­

dungssachen) 

und für Exekutionssachen (soweit diese nicht in die 

Sonderzuständigkeit des Exekutionsgerichtes Wien für Wien, 

Niederösterreich und Burgenland fallen) . 
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_ sowie für Strafsachen (soweit es sich nicht um 

Jugendstrafsachen handelt) zuständig sein (s. auch die 

Erläuterungen zu den SS 1 bis 3 und 5) . 

Beide Bezirksgerichte sind für die rechtsuchende Be-

völkerung ihrer neuen sprengel. vor allem auch mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln. leicht zu erreichen. zumal 
. 

sie an Verkehrsknotenpunkten (unter anderem an der End-

station der U- Bahnlinie 1 beziehungsweise nahe der station 

einer Schnellbahnlinie) gelegen sind. 

Die bisherigen baulichen Maßnahmen lassen erwarten. 

daß das Bezirks gericht Donaustadt ab 1.Jänner 1986 seinen 

Gerichtsbetrieb in dem neu entstehenden Amtsgebäude auf-

nehmen können wird. Es sollten daher alle aufgezeigten 

gerichtsorganisatorischen Xnderungen mit diesem Tag wirk-

sam werden (s. im übrigen die Erlluterungen zum S 7 ) .  

11. Der Entwurf eines Bundesgesetzes über die Errich­

tung eines Bezirksgerichtes Donaustadt (die Si 1 bis 3 des 

gegenständlichen Entwurfs) war unter anderem Gegenstand 

eines im Jahr 197 9 von der Bundesregierung beantragten 

Kompetenzfeststellungsverfahrens des Verfassungsgerichts -

hofs . 

Nach dem bereits mehrmals zitierten Erkenntnis fällt 

die Erlassung eines dem seinerzeitigen Entwurf entspre-

chenden Gesetzes gemäß Art. 83 Abs. 1 B-VG in die Zu-

ständigkeit des Bundes. 
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Unter einem hat der Verfassungs gerichtshof folgenden 

weiteren Rechtssatz beschlossen: 

"Die Erlassung eines Gesetzes über die Errichtung, 
Auflassung oder Zusammenlegung von Bezirksgerichten im 
Land Wien fällt auch dann in die Zuständigkeit des Bundes 
(Art. 83 Abs. 1 B-VG) , wenn sie mit einer Xnderung der 
Sprengel verbunden ist." 

Daraus folgt, daß zum einen die gerichtsorganisato-
. 

rischen Bestimmungen der Verordnung, BGBl. Nr. 200/1954, 

idF der BGBl. Nr. 7 7 /1956 und Nr.7 8/1956, auf Gesetzes-

stufe zu stellen sind und daß zum anderen die zu I. 

bereits aufgezeigten ZustAndigkeitsAnderungen des Bezirks-

gerichtes Innere Stadt Wien. des Strafbezirksgerichts 

Wien. des Bezirksgerichts Floridsdorf und des Exekutions-

gerichts Wien auf der Stufe eines Bundesgesetzes zu nor-

mieren sind. 

Da die Regelungen der zitierten Verordnungen bisher zu 

keinen Auslegungsschwierigkeiten geführt haben, erscheint 

es legistisch am zweCkmäßigsten, den Inhalt dieser Be-

stimmungen auf Gesetzesstufe zu heben und sie zugleich im 

Sinne der vorgesehenen ZuständigkeitsAnderungen zu novel-

lieren. 

111. Die oben vorgeschlagenen Xnderungen der bezirks-

gerichtlichen Kompetenzen würden - gemessen an dem Jahres-

anfall für das Jahr 1983 - voraussiChtlich einen Anfalls-

rÜCkgang für das Bezirksgericht Innere Stadt Wien um 22 ,. 

für das Exekutionsgericht Wien um 15. 5 , und für das 

Strafbezirksgericht Wien um 8, 5 , zur Folge haben. 

61/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 13 von 25

www.parlament.gv.at



- 6 -

Mit der in Rede stehenden Neuordnung der Gerichts­

organisation würde beim Bezirksgericht Donaustadt ein 

Personalbedarf von etwa 13 Richtern und (unter anderem im 

Hinblick darauf. daß bei diesem Bezirksgericht eine 

AUktionshalle eingerichtet werden soll) von 87 nichtrich­

terlichen Bediensteten und beim Bezirksgericht �loridsdorf 

ein solcher von etwa 12 (biSher 11) Richtern und 78 (bis­

her 81) nichtrichterlichen Bediensteten verbunden sein. 

Durch die Errichtung des Bezirksgerichts Donaustadt 

und die Neuordnung der Zuständigkeit des Bezirksgerichts 

Floridsdorf könnten (mit dem 1. Jänner 1986) beim Bezirks­

gericht Innere Stadt Wien. beim Exekutionsgericht Wien. 

beim Strafbezirksgericht Wien sowie beim Landesgericht für 

Zivilrechtssachen Wien 13 richterliche Planstellen und bei 

diesen Gerichten sowie beim Bezirksgericht Floridsdorf 

auch 53 Planstellen für nichtrichterliche Bedienstete ein­

gespart werden. 

Für das Bezirksgericht Donaustadt würde eine zusätz­

liche richterliche Planstelle. und zwar für den Vorsteher 

des genannten Bezirksgerichtes. zu systemisieren sein. Da 

die beim Bezirksgericht Innere Stadt Wien. beim Exe­

kutionsgericht Wien. beim Bezirksgericht Floridsdorf. beim 

Strafbezirksgericht Wien und beim Landesgericht für Zivil­

rechtssachen Wien einsparbaren 53 Planstellen für nicht­

richterliche Bedienstete für den Bedarf des Bezirksgerich­

tes Donaustadt nicht ausreiChten. würde es erforderlich 
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sein. für dieses Bezirksgericht 34 neue Planstellen für 

ntchtrichterliche Bedienstete zu schaffen. Diese 34 Plan­

stellen würden für den Vorsteher der Geschäftsstelle. für 

einen in der Jv-Abteilung und in der Amtsbücherei tätigen 

Bediensteten. für 2 Rechnungsführer (bzw. Kostenmarkenver­

walter) , für einen Beglaubigungsbeamten. für 7 in der Auk­

tionshalle zu verwendende Bedienstete, für 2 Portiere, für 

einen im sogenannten Hausdienst tätigen Bediensteten, für 

5 Reinigungskräfte, für 2 Telefonisten (Telefonistinnen) , 

für 2 Bedienstete der Einlaufsteile, für einen im Akten­

lager tätigen Bediensteten, für einen Au8erstreitrechts­

pfleger, für 2 Grundbuchsrechtspfleger, für 2 Exekutions­

rechtspfleger und für 4 Gerichtsvollzieher benötigt. 

Beim Bezirksgericht Floridsdorf würde die Neuordnung 

seiner ZustAndigkeit im Vergleich zum gegenwArtigen Per­

sonalstand einen Mehrbedarf von einem Richter (dessen Zu­

weisung allerdings eine Einziehung einer Planstelle eines 

Richters beim Landesgericht für ZivilreChtssachen Wien 

bewirken würde) und eine Einsparung von 3 nichtrichter­

lichen Bediensteten mit sich bringen. 

Im Fall der VerwirkliChung der vorgeschlagenen Ge­

richtsreorganisation würde das Bezirksgericht Donaustadt 

in dem bereits im Bau befindlichen Behördenzentrum Kagran 

untergebracht werden: die anteiligen Baukosten würden den 

Bundeshaushalt mit etwa ISO Mill S belasten. 
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Darüber hinaus würde der Bundeshaushalt mit einem 

Mehraufwand von 8 Kill S jährlich an Personalkosten für 

einen Vorsteher des Bezirksgerichtes und für 34 nichtrich­

terliche Bedienstete sowie mit den üblichen Kosten des 

laufenden Amtsbetriebes und der Bauerhaltung belastet 

werden. 
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Besonderes 

Zu den 55 1 bis 3 

Wie bereits im Allgemeinen Teil ausgeführt worden ist, 

soll das Bezirksgericht Donaustadt Sämtliche allgemeinen 

bezirksgerichtlichen Kompetenzen (einschlie8lic� der Fami­

liengerichtsbarkeit - sieh 5 6) besitzen: dies mit Aus­

nahme jener für Rechtssachen nach dem Anerbengesetz, 

BGB1.Nr. 106/1958 idjgF, sowie für Land- und Fischerei­

pachtsachen; hiefür soll (weiterhin) das BG Floridsdorf 

für die Bezirke I bis XXII zuständig sein bzw. bleiben (s. 

5 5 Z.4 und die Erl. hiezu) . 

Darüberhinaus wUrde das Bezirksgericht Donaustadt mit 

einer Auktionshalle ausgestattet sein. Die rechtliche 

Grundlage für deren Betrieb würde mittels Verordnung des 

BMJ nach dem 5 1 Abs. 2 des AuktionshallenG, BGBl. 

Nr. 181/1962. zuletzt geändert mit dem BG 

BGBl. Nr. 652/1982. so rechtzeitig geschaffen werden, da8 

auch die Auktionshalle ihren Betrieb bereits mit dem 

1. Jänner 1986 aufnehmen können wird; dies wird durch den 

S 9 abgesichert. 

Die Vorbehalte bezüglich der Zuständigkeiten des Be­

zirksgeriChts für Handelssachen Wien. des Exekutionsge­

richtes Wien, des Bezirksgerichtes Innere Stadt Wien und 

des Jugendgerichtshofs Wien gründen sich auf 5 3 ,  5 4 

Abs.1 Z.3 und 5 6 Z.l lit b) bis e) der Verordnung, 

BGB1.Nr.200/1954 idgF, sowie des 5 22 Abs.1 Z.2 JGG 1961. 
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Die Zuständigkeiten nach dem Anerbengesetz. BGB1. 

Nr. 106/1958 idgjF. sowie für Land- und Fischereipachts­

sachen sollen (weiterhin) beim Bezirksqericht Floridsdorf 

verbleiben (s. auch die Ausführunqen zum S 5 Z. 4) . 

Zum S 4 

Damit wird die verfassungsrechtliche Bedenklichkeit 

der angeführten gerichtsorganisatorischen Bestimmungen der 

wiener Bezirksgerichte behoben. 

Der Vorbehalt der Z.1 sichert ab. daß die in Geltung 

stehenden gerichtsorganisatorischen Bestimmungen. die sich 

auf die Bezirksgerichte in Niederösterreich beziehen. un­

berührt bleiben: sie sind richtigerweise in der Form einer 

Verordnung nach S 8 Abs. 5 lit d UG 1920 erlassen worden. 

Zum S 5 

Zu den Z. 1 bis 3 

Daraus ergibt sich für den 11 und XX Bezirk der Weg-

fall der Zuständigkeit des Bezirksgerichtes Innere Stadt 

Wien. des Strafbezirksqerichtes Wien und des Exekutions­

gerichtes Wien. 

Zur Z. 4 

Dadurch wird dem Bezirksqericht Floridsdorf die umfas-

sende Zustlndigkeit für den xx. Bezirk übertragen. während 

es seine bisherige Zuständigkeit für den XXII. Bezirk ver-

liert. 
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Nichts änderte sich an der sachlichen und örtlichen 

Zuständigkeit des Bezirksgerichts Floridsdorf sowie fUr 

die Land- und Fischereipachtsachen; da das Anerbengesetz, 

BGBl.Nr.10 6/1958 idgF, das BG BGBl.Nr.85/1947 abgelöst 

hat, gilt dasselbe fUr diesen Bereich. 

Zum 5 6 

Hiezu sei auf die AusfUhrungen zu den 55 1 bis 3 hin­

gewiesen. 

Zum 5 7 

Da nach dem Baufortschritt des Amtsgebäudes fUr das 

kUnftige Bezirksgericht Donaustadt sowie den sonstigen 

personellen und administrativen Ma8nahmen damit zu rechnen 

ist, da8 das Bezirksgericht Donaustadt mit dem 

1. Jänner 198 6 seine Tätigkeit aufnehmen könnte, wird 

dieser Termin vorgeschlagen. 

Die mit dem 5 4 verbundene verfassungsrechtliche 

Sanierung der geltenden Gerichtsorganisationsbestimmungen 

soll bereits mit dem Tag der Kundmachung dieses Bundes­

gesetzes - mithin rUckwirkend - wirksam werden. Dies folgt 

zum einen aus der Fassung des 5 4 und zum anderen aus des­

sen fehlendem Zitat im § 7. 
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Für die vor dem 1. 1. 198 6 bereits anhängig gewordenen 

Verfahren (und zwar nicht nur für streitige Zivilver­

fahren. sondern etwa auch für Verlassenschafts- und Grund­

buchsverfahren) sollen die bis dahin zuständig gewesenen 

Gerichte zuständig bleiben; damit werden Verfahrensverzö­

gerungen (etwa durch Richterwechsel) vermieden. Das gilt 

auch für jene Fälle. in denen ein Rechtsmittelgericht eine 

Entscheidung aufhebt und das Verfahren zur neuerlichen 

Verhandlung und Entscheidung an das Erstgericht zurückver-

weist. 

Zum Abs. 2 

Schon um die Einheitlichkeit der Verwertungsverfahren 

sicherzustellen. sollen hingegen auch fUr alle am 

1. Jänner 198 6 noch anhängigen Exekutionsverfahren die 

neuen zuständigkeitsbestimmungen bereits maßgebend sein. 

Diese Verfahren werden sohin mit dem genannten Tag von 

amtswegen an das neu zuständige Gericht zu Ubertragen sein. 

Die ausdrückliche Erwähnung der zwangsweisen Pfand­

rechtsbegründungen ist erforderlich. weil sonst die 

Rechtsansicht vertreten werden könnte. fUr sie wUrden die 

Grundsätze des Grundbuchsverfahrens (SS BB Abs.2. B9 Abs.2 

und 208 Abs.2 EO) und daher jene des Abs.1 gelten. 
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Zum Abs. 3 

Der Grundsatz des Abs. 1 8011 für Vormundschafts- und 

Pflegschaftsverfahren nicht uneingeschränkt gelten; diese 

sollen vielmehr sehr wohl den neu zuständig werdenden Be­

zirksgerichten zu übertragen sein. damit die neuen Zu­

ständigkeitsbestimmungen möglichst bald wirksam werden. 

Aus Gründen der Verfahrensökonomie soll dies aber doch 

erst dann Platz greifen. wenn alle vor dem 1. 1. 1986 an­

hängig gewordenen "Anträge" (sohin nicht auch von amts­

wegen eingeleitete Verfahren. wie etwa solche wegen Maß­

nahmen nach S 176 ABGB oder über die Bestellung eines 

Sachwalters für eine behinderte Person) von dem bis dahin 

zuständig gewesenen Bezirksgericht erledigt worden sind. 

Bis dahin hat das letztgenannte Bezirksgericht auch die 

nach dem 1.1.1986 anhängig gewordenen Anträge zu behan­

deln. Auch damit wird Verfahrensverzögerungen nach Tun­

lichkeit vorgebeugt. 

Zum Abs. 4 

Strafrechtliche Wiederaufnahmsverfahren sind (nach der 

Bewilligung der Wiederaufnahme) neu angefallenen Strafver­

fahren gleichzuhalten; es soll daher für diese der Grund­

satz des Abs. 1 nicht gelten. 

Vorbild für diese Bestimmung war etwa der S 5 Abs. 1 

letzter Satz des BG über die Errichtung des LG Eisenstadt. 

BGBl. Nr. 269/1958. 
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Zum S 9 

Damit wird sichergestellt, daS die erforderlichen 

administrativen und personellen vorsorgen rechtzeitig ge­

troffen werden können (s. auch die Ausführungen zu den 

55 1 bis 3). 

Zum S 10 

Die vollziehungsklausel gründet sich auf das Bundes-

ministerienG 1973. 
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rext&egenüb.r, t, llyn& 

Gegenüberstellung der Bestimmungen in der ,.lt.nd.n 

Fassung und in der des Entwurfs 

Geltende Fassung Entwurf 

Änderungen der auf GesetzesBtufe g.hobenen V.rordnung, 

BeBI. Rr. 200/1954, in der 'assung d.r Verordnungen 

BGBI. Rr. 77 und 78/1956 

S 4. (1) Der Sprengel des 

Bxekutionsgerichtes Wien umfaBt, 

Bow.it im Abs. 2 nichts anderes 

angeordnet ist: 

1. in allen Angelegenheiten 

des lXekutionsverfahrens und der 

Ixekution zur Sicherstellung nach 

S 18 der Bxekutionsordnung, 

ausgenommen die Exekution auf ein 

in einem öffentlichen Buch 

eingetragenes unbewegliches Gut 

durch zwangsweise 

Pfandrecht'begründung und durch 

bücherliche Vormerkung des 

Pfandrechtes sowie die Exekution 

auf bücherlich eingetragene 

S 4. (1) Der Sprengel des 

lXekutionsgerichtes Wien umfaBt, 

aowei t im Abs. 2 nichts anderes 

angeordnet iat: 

1. in allen Ang.legenheiten 

dea Bxekutionsv.rfahrens und der 

Ex.kution zur Sicherstellung nach 

S 18 d.r Exekutionaordnung, 

ausg.nommen die Ex.kution auf ein 

in einem öff.ntlichen Buch 

eingetrag.n.s unbewegliches Gut 

durch zwangsweise 

Pfandrechtsbegründung und durch 

bücherliche Vormerkung des 

Pfandrecht.s sowie die Exekution 

auf büeherlich eingetragene 
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2. 

3. 
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S 5. Der Sprengel des 

strafbezirksgerichtes Wien umfaßt 

die Bezirke 1 bis XX. 

S 6.  Soweit in den SS 3 bis 5 

nichts anderes bestimmt ist, 

umfaßt der Sprengel 

1. des Bezirksgerichtes 

Innere Stadt Wien die Bezirke 1 

bis IX und 

a) 

b) 

c) 

d) 

e) 

2. 

3.  

A. 

5. 

6.  

U. außerdem 

7. des Bezirksterichtes 

Floridsdorf die Bezirke XXI und 

XXII, außerdem in Rechtssachen 

nach dem Bundestesetz BGB1. 

Rr. 85/1947 sowie in Land- und 

Fischereipachtsachen auch die 

Bezirke 1 bis XX. 

8 . ... 

2. (unverändert) 

3 .  (unverändert) 

5 5. Der Sprentel des 

Strafbezirksterichtes Wien umfaßt 

die Bezirke 1 und 111 bis XIX. 

5 6. Soweit in deo 55 3 bis 5 

nichts anderes bestimmt ist, 

umfaßt der Sprentel 

1. des Bezirksgeriehtes 

Innere Stadt Wien die Bezirke 1 

und 111 bis IX; außerdem 

a) (unverändert) 

b) (unverändert) 

c) (unverändert) 

d) (unverändert) 

e) (unverändert) 

2. (unverändert) 

3 .  (unverändert) 

A. (unverindert) 

5. (unverändert) 

6. (unverändert) 

7. des Bezirksgeriehtes 

Floridsdorf die Bezirke XX und 

UI, außerdem in Rechtssachen 

nach dem Anerbentesetz, 8GB1. 

Br. 106 /1958 in der jeweils 

geltenden Fassung. sowie in 

Land- und Fischereipachtsachen 

auch die Bezirke 1 bis XIX und 

UII; 

8. (unverändert) 
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Xnderung der Anlage zur Juriadiktionsnorm 

(1) 

(2) 

(3) Die Zuständigkeit der 

folgenden Bezirksgerichte 

erstreckt sich nur auf ihren 

jeweiligen Sprengel: 

Innere Stadt Wien, Favoriten, 

Hietzing, Fünfhaus, Hemals, 

Döbling, Floridsdorf, Liesing, 

Klostemeuburg, Purkersdorf, 

Schwechat, Waidhofen an der Ybbs, 

Bad Ischl, Gmunden, Crünburg, 

Kremsmünster, Linz, Bleiburg, 

Kiaenkappel, Ferlach, 

Feldkirchen, Klagenfurt, 

Völkermarkt, Hall (i. T.). 

(1) (unverändert) 

(2) (unverändert) 

(3) Die Zuständigkeit der 

folgenden Bezirksgerichte 

erstreckt sich nur au� ihren 

jeweiligen Sprengel: 

Innere Stadt Wien, Favoriten, 

Hietzing, Fünfhaus, Hemals, 

Döbling, Floridsdorf, Donaustadt, 

Liesing, Klostemeuburg, 

Purkersdorf, Schwechat, Waidhofen 

an der Ybbs, Bad Ischl, Gmunden, 

Crünburg, KremBmÜnster, Linz, 

Bleiburg, Kisenkappel, Ferlach, 

Feldkirchen, Klagenfurt. 

Völkermarkt, Hall (i.T. ). 
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